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Kurz informiert

Praxiswissen auf den Punkt gebracht.

Als Fachanwalt für Familienrecht wissen Sie: 
Die Materie ist komplex und unterliegt weitgehend 
der Recht sprechung. RiOLG Paul Wesseler informiert 
Sie deshalb einmal im Quartal über die höchst -
richterliche Rechtsprechung und aktuelle Praktiker-
themen. Halten Sie sich einfach und effizient auf dem 
Laufenden und klären Sie Ihre Fragen persönlich. 

Ihre Vorteile bei den IWW-Webinaren

•  Regelmäßiges Wissens-Update einmal 
im Quartal (Einstieg jederzeit).

•  Durch die Teilnahme an einzelnen Webinaren 
wählen Sie Ihre Themen gezielt aus.

•  Mit der Entscheidung für eine Webinar-Reihe
sparen Sie über 80,00 Euro pro Jahr.

•  Kommunikation zwischen Teilnehmern 
und Referenten akustisch und per Chat.

•  Sie sparen Zeit und Geld, denn Reiseaufwand 
und -kosten entfallen.

IWW-Webinare

Familienrecht
Komplexe Mandate erfolgreich bearbeiten

Referent
Paul Wesseler
RiOLG

Teilnehmerkreis
Fachanwälte für Familienrecht, 
Rechtsanwälte 

Termine
01.12.2020, 23.02.2021, 
11.05.2021, 14.09.2021

jeweils 14:00 ― 16:45 Uhr

Teilnahmegebühr
bei Einzelbuchung 120,00 €,
im Abonnement 
(4 Termine in 12 Monaten) 
99,00 € pro Termin,
Preise zzgl. USt.

Buchungs-Nr. 911

Paul Wesseler (RiOLG)

„Damit Sie den Überblick behalten: 

Ich ordne die neue Rechtsprechung 

systematisch für Sie ein!“

2,5 Stunden nach 
§15 FAO pro Webinar

Anmeldung und 
aktuelles Programm 
unter iww.de/s188

▶▶ Aktuelle Gesetzgebung
KuG/Überbrückungshilfen verlängert: Weiter erfolgreich pfänden

|  Die bis Ende 2020 befristeten Regelungen zum vereinfachten und erhöh-
ten Bezug von Kurzarbeitergeld (KuG) sollen um ein Jahr verlängert werden. 
Entsprechende Maßnahmen hat das Bundeskabinett durch den Entwurf  
eines Gesetzes zur Beschäftigungssicherung infolge der COVID-19-Pande-
mie (Beschäftigungssicherungsgesetz – BeschSiG) auf den Weg gebracht.  |

Interessant für Gläubiger: Die Hinzuverdienstregelungen sollen bis 31.12.21 
insoweit verlängert werden, als das Entgelt aus einer während der Kurzar-
beit aufgenommenen geringfügig entlohnten Beschäftigung (Minijobs bis 450 
EUR) anrechnungsfrei bleibt. Insofern bleibt für Gläubiger die Möglichkeit 
der Zusammenrechnung der verschiedenen Einkünfte gemäß § 850e Nr. 2, 2a 
ZPO. Die Laufzeit der Überbrückungshilfen für kleine und mittlere Unterneh-
men wird ebenfalls bis zum 31.12.20 verlängert. Die Hilfen können dann auch 
für die Fördermonate September bis Dezember 2020 beantragt werden.

↘↘ WEITERFÜHRENDE HINWEISE

•	Trauriger Anlass, aber: Pfänden Sie jetzt Kurzarbeitergeld, VE 20, 73

•	Corona-Überbrückungshilfen für Solo-Selbstständige und Einzelunternehmer, 20, 142

Zusammenrechnung 
bleibt erhalten
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▶▶ Aktuelle Gesetzgebung
Erhöhung des Grundfreibetrags geplant: Das sind die Folgen

|  Im Rahmen des Entwurfs eines zweiten „Gesetzes zur steuerlichen Ent-
lastung von Familien sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher Regelun-
gen“ (Zweites Familienentlastungsgesetz; BT-Drucksache 19/21988) soll 
der Grundfreibetrag in § 32a Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EStG von derzeit 9.408 EUR um 
288 EUR (3,06 Prozent) auf 9.696 EUR im Jahr 2021 und im Jahr 2022 um 
weitere 288 EUR (2,97 Prozent) auf 9.948 EUR angehoben werden.  |

Bei einer Lohn- und P-Kontopfändung (§ 850k Abs. 1 S. 1 ZPO) sind die Pfän-
dungsfreibeträge an die Entwicklung des Grundfreibetrags gekoppelt (§ 850c 
Abs. 2a ZPO). Sie werden grundsätzlich im Zweijahresrhythmus zum 1.7.  
dynamisiert. Die prozentuale Erhöhung des Grundfreibetrags wird daher in 
der Folge auch eine Erhöhung der Pfändungsfreigrenzen bei der Lohnpfän-
dung sowie eine Erhöhung der Freigrenzen beim P-Konto nach sich ziehen.

PRAXISTIPP  |  Im Hinblick auf die beabsichtigte Verkürzung des Anpassungs-
zeitraums für die Pfändungsfreigrenzen auf ein Jahr (vgl. VE 19, 22, 203) könnte 
daher ab dem Jahr 2022 jährlich eine weitere Erhöhung der Pfändungsfreigren-
zen erfolgen. Das bedeutet für Gläubiger eine deutliche Verschlechterung. Sie 
müssen sich daher – allein schon aus Kosten-Nutzen-Gesichtspunkten – noch 
intensiver mit Zwangsvollstreckungsmaßnahmen beschäftigen. 

Weiter geplant ist, das Kindergeld ab 2021 um 15  EUR zu erhöhen. Dies  
bedeutet für bestimmte Gläubiger eine geringfügige Verbesserung bei der 
Pfändung solcher Leistungen (ausführlich hierzu Mock, VE 18, 157).

Erhöhung der 
Freigrenzen
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